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Die Abgeordneten zum Nationalrat Dkfm. I10na Graenitz und 

Genossen haben am 23. Februar 1990 unter der Nr. 5008/J an mich 

eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend verfas­

sungsrechtliche Kompetenzänderungen im Verhältnis Bund und 

Länder gerichtet, die folgenden Wortlaut hat: 

"1. Ist derzeit irgendeine Novelle zum B-VG in der Fassung von 
1929 vorgesehen, die derzeitige Kompetenzen der Länder als 
Bundeskompetenzen vorsieht? 

2. Wenn ja, um welche Kompetenzen handelt es sich dabei? 

3. Warum wurden gerade diese Kompetenzen ausgewählt? 

4. Welche Kompetenzen der Länder werden dafür an den Bund 
übergehen? 

5. Sind sie bereit, als der dafür zuständige Bundesminister 
mit den Ländern dahingehend zu verhandeln, daß ergänzend 
Kompetenzen des Tierschutzes auf den Bund übergehen?1l 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu Frage 1: 

Ja. 
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Zu Frage 2: 

Es handel sich dabei um Kompetenzen, die sich auf die soge­

nannten landwirtschaftlichen Betriebsmittel beziehen, d.h. auf 

das Inverkehrbringen von Saat- und Pflanzgut, Dünge- und Pflan­

zenschutzmittel sowie Futtermittel. Auch Regelungen für Pflan­

zenschutzgeräte sollen er faßt werden. 

Zu Frage 3: 

Eine Neuordnung der Zuständigkeit betreffend die landwirt­

schaftlichen Betriebsmittel hat sich als erforderlich erwiesen, 

da die derzeitigen Regelungen zum Teil veraltet sind. Gerade im 

Interesse eines wirksamen Umweltschutzes sind aber Normen, die 

den modernen Anforderungen Rechnung tragen, erforderlich. Auch 

im Hinblick auf die Bemühungen österreichs, den Europäischen 

Gemeinschaften beizutreten, erweist sich eine Neuordnung dieses 

Rechtsgebietes als nötig. Im Zuge der Ausarbeitung der ent­

sprechenden gesetzlichen Vorschriften hat sich nunmehr heraus­

gestellt, daß die Kompetenzlage unbefriedigend ist. soweit die 

landwirtschaftlichen Betriebsmittel bisher geregel·t wurden, 

basierten die entsprechenden Regelungen auf dem Kompetenztat­

bestand "Bekämpfung des unlauteren ~vettbewerbesii (Art. 10 

Abs. 1 Z 8 B-VG) , zum Teil auch auf dem Kompetenztatbestand 

"Waren- und Viehverkehr mit dem Ausland" (Art. 10 Abs. 1 Z 2 

B-VG). Nunmehr zeigt sieh, daß nicht alle aus den vorstehenden 

rechtspolitischen Erwägungen als notwendig erachteten gesetz­

lichen Regelungen auf diese Kompetenzen des Bundes gestützt 

werden können. Deshalb und wegen der Dringlichkeit der Angele­

genheiten wurde eine Kompetenzbereinigung zugunsten des Bundes 

in Aussicht genommen. Zu erwähnen ist im vorliegenden Zusammen-

<:.hang auch, daß die Neuordnung der bundesstaatlichen Kompetenz­

verteilung hinsichtlich des landwirtschaftlichen Betriebsmit­

telwesens einen maßgeblichen Schritt zur Realisierung des 

sm'lohl im Arbeitsübereinkommen der beiden Regierungsparteien 

als auch in der Regierungserklärung formulierten Zieles der 

Bundesregierung bildet, zum Zweck der Effizienz und Einheit­

lichkeit in der Umweltpolitik, in Vereinbarungen mit den 

Ländern klare Kompetenzverhältnisse, insbesondere auf dem 

Gebiet des Schutzes des Bodens, herzustellen. 
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Zu Frage 4: 

Nach den mit den Ländern geführten Verhandlungen ist in Aus­

sicht genommen, gleichzeitig Kompetenzen des Bundes an die 

Länder zu übertragen, und zwar soll die Bodenreform aus der 

Grundsatzgesetzgebung des Bundes in die ausschließliche Landes­

kompetenz übertragen werden. Die Länder sollen auch zuständig 

werden, den Verkehr mit Baugrundstücken zu regeln, um im 

Bedarfsfalle spekulativer Baulandhortung entgegentreten zu 

können. Zudem soll die Ausweitung der Regelungen des Ausländer­

grundverkehrs auf den Fall des Erwerbs von Todes wegen sicher­

gestellt werden, und zwar ausschließlich in der erklärten Ab­

sicht, erforderlichenfalls Umgehungshandlungen im Ausländer­
grundverkehr landesgesetzlich vorbeugen zu können. 

Zu Frage 5: 

Aufgrund der im ArbeitsübereinJcommen der Regierungsparteien 

sowie in der Regierungserklärung getroffenen Festlegungen, 

Gespräche mit den Ländern und Gemeinden mit dem Ziel einer Neu­

ordnung der Aufgaben zwischen den Gebietskörperschaften zu 

führen, habe ich als der für Föderalismusfragen zuständige 

Bundesminister das Bundeskanzleramt beauftragt, die fachlichen 

Grundlagen für eine Strukturreform der bundesstaatlichen Kompe­

tenzverteilung zu erarbeiten. An diesen Arbeiten, für die eine 

Kommission eingesetzt wurde und die bis Ende 19.90 abgeschlossen 

sein sollen, sind auch die Länder und die Gemeinden sowie wis­

senschaftliche Experten beteiligt. Ich halte es deshalb für 

zweckmäßig, auch hinsichtlich des in der Anfrage angesprochenen 

Problemkreises vorläufig abzuwarten, zu welchen Ergebnissen die 

Beratungen über eine umfassende Strukturreform der Kompetenz­

verteilung kommen, zumal in der bisherigen Diskussion zu diesem 

Fragenkomplex auch die Frage des Tierschutzes aufgeworfen 
worden ist. 
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